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Grenze des Änderungsbereiches

LEGENDE

A. Für die Festsetzungen

bestehende Flurstücksgrenze

bestehende Flurnummer, z. B. 1117/2

B. Für die Hinweise

WH 13,4 Wandhöhe als Obergrenze, 13,40 m

private Grünfläche:
Ortsrandeingrünung

Fläche zum Schutz, Pflege,
Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft, hier:
Ausgleichsfläche

1117/2

Gewerbegebiet

Baumpflanzung, Standort vorgeschlagen

GE

379,23
bestehende Straßen- bzw. Geländehöhe
mit Höhenangabe im m üNN
(z. B. 379,23 m üNN)

Abgrenzung von unterschiedlichem Maß der
baulichem Nutzung, hier: unterschiedliche Wandhöhe

bestehendes Gebäude

WH 13,4/ 20,0 Wandhöhe als Obergrenze, 13,40 m,
auf einer zusammenhängenden Grundfläche von bis zu 5.000 qm ist eine
Wandhöhe von bis zu 20,0 m zulässig

Kennzeichnung von Gebäudeseiten gem.
Ziffer 5 der textl. Festsetzungen

TRAUNSTEIN, DEN 30.07.2026

NORD

GEWERBEGEBIET
KALTENBRUNN II

LANDKREIS TRAUNSTEIN
GEMEINDE FRIDOLFING

LAGEPLAN     1:1000

83278          TRAUNSTEIN
MARIENSTR. 3
BEGS GmbH

TEL.  0861 / 98987-0

ENTWURFSVERFASSER

E-MAIL      INFO@BEGS-GMBH.DE

VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  _______________  gemäß 2 Abs. 1 BauGB die Änderung des

Bebauungsplans beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am  _______________  ortsüblich
bekanntgemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für
den Vorentwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom  _______________  hat in der Zeit vom
______________  bis  _______________  stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
für den Vorentwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom  _____________  hat in der Zeit vom
_______________  bis  _______________  stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom  ____  wurden die Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  _______________  bis
_______________  beteiligt.

5. Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom _______________  wurde mit der Begründung
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  bis  ______________  im Internet veröffentlicht.

6. Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  _______________  die Bebauungsplanänderung
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  _______________  als Satzung beschlossen.

Fridolfing, den _______________

_______________
Werner Schulzke
(Erster Bürgermeister)

7. Ausgefertigt

Fridolfing, den _______________

_______________
Werner Schulzke
(Erster Bürgermeister)

8. Der Satzungsbeschluss zur Bebauungsplanänderung wurde am  _______________  gemäß § 10 Abs. 3
Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Die Bebauungsplanänderung mit Begründung wird seit diesem
Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen
Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

Die Bebauungsplanänderung ist damit in Kraft getreten.
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird
hingewiesen.

Fridolfing, den _______________

_______________
Werner Schulzke
(Erster Bürgermeister)

HINWEISE
1. Ansonsten gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Kaltenbrunn II" in

der Fassung der 2. Änderung und Erweiterung.
2. Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Niederschlagswasser

eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung vorliegt. Die Vorgaben der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln zum
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer
(TRENOG) bzw. in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.

3. Gegebenenfalls ist eine wassererechtliche Genehmigung mit entsprechenden Unterlagen zu
beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und Verkehrsflächen
sind dann die Anforderungen der DWA-Blätter A 138-1 und M 153 einzuhalten.

4. Bodendenkmale unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz. Im Bereich von
Bodendenkmalen bedürfen Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis gem. Art.
7.1 Denkmalschutzgesetz, die in einem eigenständigen Verfahren bei der unteren
Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.

5. Das Baugrundstück wird gemäß den Ergebnissen des für die Gemeinde Fridolfing vorliegenden
Sturzflutmanagements von wild abfließendem Wasser durchströmt. In Anlehnung an § 37
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wird darauf hingewiesen, dass bauliche Anlagen,
Aufschüttungen, Abgrabungen oder sonstige Veränderungen der Geländeoberfläche so
anzuordnen, herzustellen und zu unterhalten sind, dass der natürliche Abfluss von wild
abfließendem Wasser weder zum Nachteil oberliegender noch unterliegender Grundstücke
verändert wird.

6. Als maßgebendes Bemessungsereignis ist ein Niederschlagsereignis mit einer statistischen
Wiederkehrzeit von 100 Jahren (HQ100-Äquivalent für wild abfließendes Wasser)
heranzuziehen. Grundlage der Beurteilung ist das dem Sturzflutmanagement zugrunde liegende
einstündige Starkregenereignis für die Gemeinde Fridolfing.

7. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist durch ein geeignetes Fachgutachten
nachzuweisen, dass durch das geplante Vorhaben keine nachteilige Veränderung der
Abflussverhältnisse für Ober- und Unterlieger eintritt. Gegebenenfalls sind geeignete
Maßnahmen (z. B. Geländemodellierungen, Notwasserwege, Rückhaltemaßnahmen oder
angepasste Bauwerksanordnungen) vorzusehen.

8. Vor Starkniederschlägen sind eigenverantwortlich Schutzmaßnahmen zu treffen.

3. Änderung

3.2 Die festgesetzte private Grünfläche Ortsrandeingrünung ist als Vegetationsmosaik mit naturnahen
Hecken, Laubbäumen und extensivem Grünland auszubilden. Die Heckenstrukturen sind mit
einem Flächenanteil von mindestens 70 % herzustellen. Die Mindestbreite der Hecken beträgt 5
Meter, pro Quadratmeter Pflanzfläche ist mindestens 1 Gehölz zu verwenden. Gehölzfreie
Bereiche sind als Blumenwiese auszubilden. Die Heckenpflanzung enthält mindestens 10 %
Bäume, Qualitätsstufe Heister und mindestens 80 % Sträucher. Innerhalb der festgesetzten
Fläche für die Ortsrandeingrünung sind min. 10 großkronige Laubbäume der Qualitätsstufe
Hochstamm spätestens in der Pflanzperiode nach Nutzungsaufnahme des Hochregallagers zu
pflanzen.
Die im Planteil festgesetzte Ausgleichsfläche ist zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Gehölze
sind bei Ausfall in gleicher Art zu ersetzen.

4. Artenschutz
Eine Beleuchtung der Gebäude und Verkehrsflächen ist nur während der Betriebszeiten zulässig.

5. An den im Planteil gekennzeichneten Gebäudeseiten sind Be- und Entladebereiche unzulässig.
6. Für Bauvorhaben ist jeweils ein integrales Regenwasserbewirtschaftungskonzept zu erstellen und

umzusetzen. Dieses hat insbesondere Maßnahmen zur Regenrückhaltung nach den Vorgaben
des Arbeitsblattes DWA-A 117 in der jeweils gültigen Fassung zu enthalten.
Das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser ist so zu bewirtschaften, dass eine
nachteilige Beeinträchtigung benachbarter Grundstücke durch oberflächig oder unterirdisch
abfließendes Wasser ausgeschlossen wird. Hierzu sind geeignete technische und/oder
konstruktive Maßnahmen (z. B. Retentionsräume, Mulden-RigolenSysteme,
Geländemodellierungen) vorzusehen.
Ein gegebenenfalls vorgesehenes Versickerungskonzept ist entsprechend den Vorgaben des
Bodengutachtens zwingend mit einem Sachverständigen für Geotechnik abzustimmen und im
Rahmen des Bauantragsverfahrens nachzuweisen.

24024 F:\Projekte 24024\01\02\Kaltenbrunn II aktuell.DWG                       Bearbeitung: Dipl.-Ing. A. Jurina, Stadtplaner

Präambel
Die Gemeinde Fridolfing erlässt aufgrund §§ 2 Abs. 1, sowie §§ 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches
(BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) diese Bebauungsplanänderung
als Satzung.

FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

1. Die Wandhöhe ist im Planteil festgesetzt. Bezugspunkte für die Wandhöhe sind die Oberkante
Fertigfußboden EG  und als oberer Bezugspunkt beim Sattel- und Pultdach der Schnittpunkt der
Wand mit der Oberkante Dachhaut bzw. die Oberkante Attika beim Flachdach. Beim Pultdach gilt
dieses Maß auf der höheren Seite.
Die Oberkante FFB EG ist im Planteil festgesetzt.
Die Wandhöhe für Silos wird mit höchstens 20 m festgesetzt.

2. Die Fassaden der einzelnen Baukörper sind in einem einheitlichen Erscheinungsbild in dunklen
Farbtönen zu gestalten, dies gilt nicht für Silos. Grelle oder spiegelnde Farben bzw. Oberflächen
sind mit Ausnahme von Fassadenkollektoren unzulässig. Für kleinere Fassaden- oder Bauteile
sind auch stark abgetönte Farben zulässig.
Gebäude sind ab einer Länge von mehr als 40 M durch einen min. 1,0 m tiefen und 4,0 m breiten
Vor- oder Rücksprung in der Fassade mit von der übrigen Fassade abweichender Farbgebung
oder abweichenden Materialien zu gliedern. Vorspringende Bauteile müssen unterhalb der Traufe
anbinden.

3. Grünordnung, Ausgleichsflächen
3.1 Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Pflanzgrößen festgesetzt. Es sind

standortgerechte heimische Gehölze zu verwenden mit folgenden Mindestqualitäten:
Grosskronige Laubbäume:

Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 35 - 40 cm
Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m

Kleinkronige Laubbäume:
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16 - 18cm
Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m
Sträucher:
Mindestpflanzqualität: verpflanzter Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150cm
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